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Gemeinsame Pressemitteilung der Heinrich-Böll-Stiftung und des Deutschen Juristinnenbunds 

e.V. (djb) 

Schwangerschaftskonfliktberatung: Ungehinderten Zugang rechtlich absichern. 

Der Zugang zu Gesundheitsleistungen für Frauen* ist in Deutschland nicht flächendeckend ge-

sichert. Neben sehr weitreichenden Werbeverboten und der Kriminalisierung von Ärzt*innen 

erschweren Abtreibungsgegner*innen mit sogenannten „Gehsteigbelästigungen“ den unge-

hinderten Zugang ungewollt Schwangerer zu Beratungseinrichtungen und ärztlichen Praxen. 

Dies geschieht meist durch Plakate, direkte Ansprache oder kollektives Beten. Berater*innen 

von pro familia und anderen Einrichtungen, die die gesetzlich vorgeschriebene Schwanger-

schaftskonfliktberatung anbieten, fordern schon seit langem einen besseren Schutz der Bera-

tung Suchenden und der Berater*innen selbst. 

Das Gunda-Werner-Institut in der Heinrich-Böll-Stiftung hat deshalb ein Rechtsgutachten in 

Auftrag gegeben. Es kommt zu dem Schluss, dass das Persönlichkeitsrecht der schwangeren 

Person, welches im Falle einer frühen Schwangerschaft der besonders schützenswerten Intim-

sphäre zuzuordnen ist, in der Regel schwerer wiegt als die Meinungsfreiheit, das Versamm-

lungsrecht oder die Religionsfreiheit der Abtreibungsgegner*innen. 

Meinungs-, Versammlungs- und Religionsfreiheit könnten auch außerhalb der Hör- und Sicht-

weite der Einrichtung ausgeübt werden. Die schwangere Person hingegen ist gesetzlich ver-

pflichtet, die Pflichtberatung aufzusuchen, um im Rahmen des §218 StGB straffrei einen 

Schwangerschaftsabbruch durchführen zu können. 

Das Gutachten schlägt daher die Ergänzung eines §14a SchKG um einen Ordnungswidrig-

keitstatbestand vor, der die versuchte oder erfolgreiche Beeinflussung der Ratsuchenden mit 

einem Bußgeld belegt. 

Das Gutachten trägt den Titel „Möglichkeiten gesetzlicher Neuregelungen im Konfliktfeld 

‚Gehsteigbelästigungen‘“. Autorin ist Dr. Sina Fontana, Rechtswissenschaftlerin und Vorsit-

zende der Kommission Verfassungsrecht, Öffentliches Recht, Gleichstellung im Deutschen Ju-

ristinnenbund. Sie hat neben einer verfassungsrechtlichen Abwägung der derzeitigen Situa-

tion politische Handlungsempfehlungen formuliert. 

„Die freie Entscheidung über die Fortführung der Schwangerschaft ist elementarer Bestandteil 

des Allgemeinen Persönlichkeitsrechts. Es gehört zur Schutzpflicht des Staates, durch eine 

mailto:geschaeftsstelle@djb.de


Deutscher Juristinnenbund e.V. (djb) ● pm21-18 ● 2.6.2021 ● Seite 2/2 

bundeseinheitliche Regelung die Rahmenbedingungen dafür zu schaffen, dass Frauen unbe-

einträchtigt durch Dritte von diesem Recht auch tatsächlich Gebrauch machen können”, so 

Dr. Sina Fontana. 

Dass es dringend geboten ist, eine einheitliche Regelung in der gesamten Bundesrepublik um-

zusetzen, ist Barbara Unmüßig, Vorstand der Heinrich-Böll-Stiftung, besonders wichtig. „Ag-

gressive Abtreibungsgegner*innen, die Schwangere belästigen, sind vielerorts aktiv. Bislang 

sind Pforzheim und Frankfurt/Main die einzigen Kommunen, die Proteste in Sichtweite von 

Schwangerschaftskonfliktberatungsstellen verboten haben. Doch kommunale Regelungen 

stehen auf wackligen Beinen und sind stark von der aktuellen politischen Zusammensetzung 

der Entscheidungsgremien abhängig. Wir brauchen daher einen bundesweit einheitlichen 

rechtssicheren Weg.“ 

Die Präsidentin des Deutschen Juristinnenbundes e.V., Prof. Dr. Maria Wersig, betont: „Beläs-

tigungen und verbale oder visuelle Angriffe sind in der Situation der Pflichtberatung, die be-

reits vom Ausschuss der Vereinten Nationen für die Umsetzung der UN Frauenrechtskonven-

tion kritisiert wurde, für die Betroffenen unzumutbar. Auch wenn bereits jetzt ordnungs- und 

versammlungsrechtliche Möglichkeiten in den Bundesländern bestehen, gegen diese Aktio-

nen vorzugehen, werden sie zu zögerlich genutzt.“ 

Zum Gutachten 
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